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Dienstnehmer:innenschutz  
Report Nr. 3       Dornbirn, 12. April 2022 

 

Projekt „Dienstnehmer:innenschutz in den Vorarlberger Gemeinden“ – 
Handlungsempfehlungen und Workshop Schloss Hofen 
 

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, sehr geehrter Herr Bürgermeister, 

 

mit dem Dienstnehmer:innenschutz Report Nr. 1 im März 2021 wurden die Gemeinden auf das in 

Umsetzung befindliche Projekt „Dienstnehmer:innenschutz in den Vorarlberger Gemeinden“ hinge-

wiesen. Im Dienstnehmer:innenschutz Report Nr. 2 erfolgte im November 2021 ein Überblick zu den 

relevanten Begriffen und den einschlägigen Rechtsgrundlagen im Dienstnehmer:innenschutz. 

 

Im vorliegenden Schreiben sollen konkrete Handlungsanleitungen für die Gemeinden bezüglich der 

Umsetzung und Empfehlungen für ausgewählte Arbeitsbereiche dargestellt werden.  

 

Zudem möchte der Vorarlberger Gemeindeverband auf den unten sowie in der Beilage angeführten 

„Workshop Dienstnehmer:innenschutz – zertifizierte Sicherheitsvertrauensperson“, der bereits am 

20. April 2022 startet, hinweisen.    

 

Organisatorisches 

Dienstnehmer:innenschutz ist eine Aufgabe der Dienstgeber:in. Somit obliegt die Umsetzung der 

gesetzlichen Anforderungen primär den Bürgermeister:innen und deren bevollmächtigten Vertre-

ter:innen (Amtsleitung). Sie werden von Hilfspersonen, wie Sicherheitsfachkräfte und Sicherheits-

vertrauenspersonen, unterstützt. 

Empfehlenswert ist die Einrichtung eines Ausschusses für Dienstnehmer:innenschutz auf Gemein-

deebene zu Koordinierungszwecken. 

 

Gefahrenbeurteilung 

Am Beginn der Umsetzung des Dienstnehmer:innenschutzes steht die Beurteilung bestehender ar-

beitsplatzbezogener Gefahren hinsichtlich der vorhandenen Arbeitsplätze (§ 4 Landes- und Gemein-

debediensteten-Schutzgesetz). 

Gegenstand der Gefahrenbeurteilung sind insbesondere: 

1. die Gestaltung von Arbeitsplätzen, Arbeitsverfahren und -vorgängen, 

2. die Gestaltung und Verwendung von Arbeitsmitteln und Arbeitsstoffen und 

3. die Ausbildung und Information der Bediensteten. 

Die vorhandenen Arbeitsplätze sind auf etwaige Gefahrenpotenziale hin zu überprüfen. Solche kön-

nen beispielsweise nicht markierte Stolpergefahren, fehlende Absturzsicherungen oder nicht ausrei-

chend ausgeleuchtete Arbeitsplätze sein. 

Teil dieser Evaluierung ist zudem die Erfassung der verwendeten Arbeitsstoffe. Darunter fallen bei-

spielweise Farben, Treibstoffe, Lösungsmittel, Pflanzenschutzmittel, Druckertoner und Reinigungs-

mittel. 

Ebenso Teil der Evaluierung sind die zur Dienstverrichtung eingesetzten Arbeitsmittel wie 

mailto:vorarlberg@gemeindeverband.at
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Bürogeräte, Baumaschinen oder Werkzeuge. 

Es empfiehlt sich zur Durchführung der Gefahrenbeurteilung entsprechend geeignete Personen her-

anzuziehen. Darunter fallen jedenfalls zertifizierte Sicherheitsvertrauenspersonen und Sicherheits-

fachkräfte (siehe weiter unten). Empfohlen wird eine Begleitung dieser Personen durch die Gebäu-

deverantwortlichen (Schulwart, Hauswart, Bauhofleiter), welche das notwendige Wissen über die 

örtlichen Gegebenheiten haben. 

 

Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument 

Die Ergebnisse der Gefahrenbeurteilung sind auf angemessene Weise zu dokumentieren. Diese 

Dokumentation wird „Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument“ genannt. Es bestehen keine 

Formvorschriften. Den Gemeinden steht für die Dokumentation der Ergebnisse die webbasierte Soft-

ware SafeSidePRO des Vorarlberger Unternehmens SafeSide zur Verfügung. Bei Interesse bitte an 

oliver.christof@gemeindeverband.at oder +43 664 8201270 wenden.  

Sicherheitsvertrauenspersonen und Dienstnehmer:innen können in die Sicherheits- und Gesund-

heitsschutzdokumente Einsicht nehmen. 

 

Unterweisung 

Die Gemeinden haben die Pflicht, die Dienstnehmer:innen über die mit der Dienstverrichtung ver-

bundenen Gefahren, die Maßnahmen zur Gefahrenminimierung und die korrekte Verwendung der 

persönlichen Schutzausrüstung (beispielsweise Gehörschutz, Sicherheitsbrille, Helm) zu unterwei-

sen. 

Eine Unterweisung hat zusätzlich dann zu erfolgen, wenn sich das Tätigkeitsfeld ändert, wenn neue 

Arbeitsstoffe, Arbeitsmittel oder Arbeitsverfahren eingeführt werden sowie nach Arbeitsunfällen. 

Die Unterweisung erfolgt in der Dienstzeit und hat vor Aufnahme der Tätigkeit zu erfolgen. Die Un-

terweisung muss nachweislich durchgeführt werden (Aktenvermerk, Protokolle über eine Instruktion 

samt Teilnehmerliste) und kann mündlich oder schriftlich erfolgen. 

Der Vorarlberger Gemeindeverband eruiert zusammen mit dem Land Vorarlberg und den Sozial-

partnern die Möglichkeiten für digitale Lerninhalte. Diese können bei Bedarf von den Gemeinden zur 

Erfüllung der Unterweisungspflichten genutzt werden. Der Vorarlberger Gemeindeverband wird 

hierzu informieren. 

 

Sicherheitsvertrauenspersonen 

Die Regelungen auf Landesebene bezüglich der Sicherheitsvertrauenspersonen (SVP) finden sich 

in § 24 Landes- und Gemeindebediensteten-Schutzgesetz und der Verordnung der Landesregierung 

über Präventivfachkräfte und Sicherheitsvertrauenspersonen. 

Sicherheitsvertrauenspersonen fungieren als Schnittstelle zwischen Belegschaft und Dienstgeber-

seite in dienstnehmerschutzrechtlichen Belangen. Sie haben Einsichtsrechte in die Sicherheits- und 

Gesundheitsschutzdokumente und können Vorschläge zur Beseitigung von etwaigen Gefahren er-

statten. Ihnen ist die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliche freie Zeit ohne Kürzung der Bezüge 

zu gewähren und sie dürfen aufgrund der ausgeübten Tätigkeit nicht benachteiligt werden. Sie tra-

gen keine Verantwortung für etwaige Mängel in der Umsetzung des Dienstnehmer:innenschutzes. 

Die Haftung verbleibt trotz bestehender Sicherheitsvertrauenspersonen ausschließlich beim Dienst-

geber und die korrekte Umsetzung des Dienstnehmer:innenschutzes ist durch Bürgermeister:innen 

und Amtsleiter:innen wahrzunehmen. 

Sicherheitsvertrauenspersonen entstammen der Belegschaft und sind nach Anhörung der 

mailto:oliver.christof@gemeindeverband.at
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Landesnormen/LVB40001605/LVB40001605.html
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000112
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000112
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Personalvertretung bzw. der Dienstnehmer:innen in ausreichender Zahl zu benennen. Die Bestel-

lung von Sicherheitsvertrauenspersonen kann in Gemeinden mit weniger als 20 Bediensteten ent-

fallen. In solchen Fällen können die Dienstnehmer:innen eigenständig die Einsichts- und Vor-

schlagsrechte wahrnehmen. 

 

Mangels einer Konkretisierung bezüglich der erforderlichen Anzahl auf landesgesetzlicher Ebene, 

wird die Anlehnung an die Vorgaben des privaten Arbeitsrechtes empfohlen: 

 

Anzahl der Dienstnehmer:innen Anzahl der Sicherheitsvertrauenspersonen 

20 – 50 1 

51 – 100 2 

101 – 300 3 

301 – 500 4 

501 – 700 5 

701 – 900 6 

901 – 1400 7 

1401 – 2200 8 

2201 – 3000 9 

3001 – 3800 10 

 

Sicherheitsvertrauenspersonen müssen innerhalb eines Jahres ab ihrer Benennung eine Schulung 

zur Sicherheitsvertrauensperson im gesetzlich vorgeschriebenen Umfang absolvieren (§ 3 Abs 3 der 

Verordnung der Landesregierung über Präventivfachkräfte und Sicherheitsvertrauenspersonen). 

Die Vorarlberger Verwaltungsakademie „Schloss Hofen“ bietet eine solche Ausbildung an. Details 

dazu finden Sie am Ende dieses Schreibens und in der angefügten Kursbeschreibung. 

 

Sicherheitsfachkräfte 

Die Sicherheitsfachkräfte bzw. Präventivfachkräfte haben die Aufgabe, den Dienstgeber, die Be-

diensteten und die Sicherheitsvertrauenspersonen im Gebiet der Arbeitssicherheit und der Arbeits-

gestaltung zu beraten und die Vertreter des Dienstgebers bei der Erfüllung ihrer Pflichten auf diesem 

Gebiet zu unterstützen (§§ 21 bis 23 Landes- und Gemeindebediensteten-Schutzgesetz). Sie sind 

in fachlicher Hinsicht weisungsfrei.  

Als Präventivfachkräfte dürfen nur Personen bestellt werden, die eine gesetzlich anerkannte Schu-

lung zur Sicherheitsfachkraft erbringen können (§ 2 Verordnung der Landesregierung über Präven-

tivfachkräfte und Sicherheitsvertrauenspersonen). Die Fachausbildung dauert 8 Wochen und ist mit 

einer Prüfung abzuschließen. Weiterführende Informationen finden Sie zusammengefasst auf der 

Homepage der Arbeitsinspektion. 

Der Dienstgeber hat gemäß den gesetzlichen Vorgaben eine „ausreichende Zahl“ von Sicherheits-

fachkräften zu benennen. Ein konkreter Wert lässt sich jedoch weder den landesgesetzlichen noch 

den bundesrechtlichen Vorgaben entnehmen.  

Sofern Bedienstete als Sicherheitsfachkräfte eingesetzt werden sollen, empfiehlt der Vorarlberger 

Gemeindeverband aufgrund der umfangreichen Ausbildung und des spezialisierten Aufgabenberei-

ches Kooperationslösungen anzustreben.  

Alternativ steht es den Gemeinden frei, auf externe Sicherheitsfachkräfte zurückzugreifen.  

 

 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Landesnormen/LVB40001642/LVB40001642.html
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Landesnormen/LVB40001642/LVB40001642.html
https://www.arbeitsinspektion.gv.at/Uebergreifendes/Uebergreifendes/SFK-Fachausbildung.html
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Dienstnehmer:innenschutz in ausgewählten Bereichen 

Gemeindeamt 

Im Bereich des Gemeindeamtes finden sich vornehmlich sogenannte „Bildschirmarbeitsplätze“. 

Relevant in diesem Zusammenhang sind vor allem die Anforderungen an die verwendeten Arbeits-

mittel und der Schutz der Dienstnehmer:innen vor spezifischen Berufskrankheiten. 

Ein Bildschirmarbeitsplatz liegt vor, wenn der Dienst unter Verwendung eines Bildschirmarbeitsge-

rätes (vor allem Computer) verrichtet wird und die Dienstnehmer:innen täglich mehr als zwei Stun-

den oder durchschnittlich mehr als drei Stunden ihrer Tagesarbeitszeit mit Bildschirmarbeit zubrin-

gen (§ 1 Abs 3 lit a und § 2 Bildschirmarbeitsverordnung). 

Bildschirmarbeitsplätze sind ergonomisch zu gestalten (§ 14 Abs 1 Landes- und Gemeindebediens-

teten-Schutzgesetz). Darunter fallen insbesondere: 

1. Höhenverstellbare Bürotische und -stühle 

2. Ergonomische Tastatur und Maus 

3. Ausreichend große, helle und kontrastreiche Bildschirme 

4. Genügend Leuchtmittel zur Ausleuchtung der Arbeitsplätze 

Die Arbeitsplätze sind so einzurichten, dass genügend Abstand für wechselnde Körperhaltungen 

vorhanden ist. Auf ein reflexionsfreies Arbeiten, durch einfallende Sonnenstrahlung, ist zu achten. 

Bildschirmarbeit fordert neben dem Bewegungsappart auch das Sehvermögen. Aus diesem Grund 

haben Dienstnehmer:innen einen Anspruch auf eine Bildschirmarbeitsbrille (§ 11 Bildschirmarbeits-

verordnung). Derartige Sehhilfen sind für den Einsatz bei Bildschirmtätigkeiten hinsichtlich Glas-

schliff, Entspiegelung und Tönung (Blaulichtfilter) optimiert und minimieren die Gefahren einer Ver-

schlechterung der Sehleistung aufgrund der ausgeübten Tätigkeit. 

Der Vorarlberger Gemeindeverband empfiehlt in Zusammenschau der rechtlichen Vorgaben dies-

bezüglich folgendes Vorgehen: 

Die Dienstnehmer:innen haben zunächst ein augenfachärztliches Gutachten einzuholen. Der Fach-

arzt bzw. die Fachärztin hat zu beurteilen, ob mit einer bestehenden Sehhilfe das Auslangen gefun-

den werden kann, oder ob zur Verrichtung der Bildschirmarbeit eine spezielle Bildschirmarbeitsbrille 

benötigt wird.  

Die Gemeinde hat bei festgestellter Notwendigkeit die Kosten für Bildschirmarbeitsbrille zu tragen. 

Aus verwaltungsökonomischen Gründen ist die Festlegung eines angemessenen Pauschalbetrags 

empfehlenswert. Eine zweckentsprechende Bildschirmarbeitsbrille kostet im Schnitt € 300. 

Die Dienstnehmer:innen erhalten nach Vorlage der Optikerrechnung die Kosten in tatsächlicher 

Höhe, aber maximal im Umfang des Pauschalbetrags, von der Gemeinde erstattet. 

Der Kostenersatz kann von den Dienstnehmer:innen alle drei Jahre in Anspruch genommen werden. 

Bauhof 

Der handwerkliche Bereich bringt aufgrund der verwendeten Arbeitsmittel, Arbeitsstoffen und Ar-

beitsvorgängen besonders viel Gefahren- und Verletzungspotential mit sich. 

Die verwendeten Arbeitsmittel sind im Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument zu vermerken. 

Die Dienstnehmer:innen sind über deren korrekte Verwendung, damit verbundenen Gefahren und 

die zu verwendende Schutzausrüstung (beispielsweise Gehörschutz, Sicherheitsbrille, Helm) nach-

weislich zu unterweisen. Sollten Dienstnehmer:innen es unterlassen, die vorgeschriebene Schutz-

ausrüstung zu verwenden, so stellt dies einen Verstoß gegen die Dienstpflichten dar (§§ 15 und 5 

Landes- und Gemeindebediensteten-Schutzgesetz). 

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000111
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Besonders unfall- und gefahrenträchtige Arbeitsmittel (beispielsweise Ketten, Bagger, Stapler) un-

terliegen einer wiederkehrenden Prüfpflicht zur Feststellung von etwaigen Mängeln. Die Prüfungen 

sind von geeigneten Stellen durchzuführen und zu dokumentieren. Eine Übersicht über die wichtigs-

ten prüfpflichtigen Arbeitsmittel stellt die Arbeitsinspektion zur Verfügung.  

 

Die verwendeten Arbeitsstoffe sind im Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument zu erfassen. 

Sie sind regelmäßig auf ihre Notwendigkeit und auf ungefährlichere Alternativen (beispielsweise 

Austausch von regulärem Treibstoff gegen aromatenfreien) hin zu überprüfen. 

Elementarpädagogischer Bereich 

In diesem Bereich sind die Gemeinden als Dienstgeber vor allem hinsichtlich der Schwangerschaf-

ten gefordert. Die zu ergreifenden Schutzmaßnahmen sind vornehmlich abhängig vom Umfang des 

bestehenden Impfschutzes und der konkret ausgeübten Tätigkeit der Dienstnehmerin. 

Die Kosten für Impfungen, die zur Abwehr von berufsbezogenen Gefahren notwendig sind, sind vom 

Dienstgeber zu tragen. Sofern die Dienstnehmerin keine Nachweise über den vorhandenen Impf-

schutz erbringen kann, wird eine Titer-Bestimmung (Antikörpernachweis) durch ein Labor empfoh-

len. Die Kosten dafür belaufen sich auf circa € 28 bis 50 pro Dienstnehmer und sind ebenfalls vom 

Dienstgeber zu tragen. 

Es besteht kein Zwang für die Dienstnehmer sich einer Titer-Bestimmung oder einer Impfung zu 

unterziehen. Eine Folge der Weigerung kann jedoch sein, dass die Dienstnehmerin nicht mehr wie 

bisher eingesetzt werden kann. 

 

Die Impfungen sind auf die ausgeübte Tätigkeit abzustimmen: 

 

Röteln Generell bei Kontakt mit Kleinkindern. Ein fehlender Impfschutz kann zur 

Erblindung des ungeborenen Kindes führen. 

Empfehlenswert ist eine Kombinationsimpfung Mumps-Masern-Röteln, 

um die häufigsten Kinderkrankheiten abzudecken. 

Hepatitis A Sofern die schwangere Dienstnehmerin Wickeltätigkeiten ausübt. Das 

Hepatitis A Virus wird durch Fäkalien übertragen und kann bei einer auf-

tretenden Infektion bei der werdenden Mutter auf das Neugeborene 

übertragen werden. 

FSME Sofern die Dienstnehmer:innen sich häufig in Gebieten mit erhöhter Ze-

ckengefahr aufhalten, wie beispielsweise bei einem Waldkindergarten. 

Diese Impfung ist nicht im Zusammenhang mit einer etwaigen Schwan-

gerschaft relevant. 

 

Es bestehen virale Erkrankungen, mit möglichen Auswirkungen auf das ungeborene Kind, gegen 

die noch keine Schutzimpfungen vorhanden sind. Darunter fallen Ringelröteln und Zytomegalie. Ein 

Schutz gegen diese Krankheiten besteht erst nach einer durchgemachten Infektion. Eine solche wird 

mittels Titer-Bestimmung festgestellt. 

Bei fehlendem Schutz sind organisatorische Maßnahmen zu ergreifen, um die Gefahr für die 

schwangeren Dienstnehmerinnen zu minimieren. Darunter fallen beispielsweise regelmäßiges Hän-

dewaschen, Vermeidung mit Körperflüssigkeiten von Kindern und anderweitige Verwendung bei 

akuten Infektionswellen. 

Die anderweitige Verwendung (Erledigung sonstiger Aufgaben abseits der Kinderbetreuung) ist je-

denfalls dann geboten, wenn aufgrund des fehlenden Immunschutzes eine Gefährdung besteht und 

Hygienemaßnahmen nicht ausreichen. Dies wäre beispielsweise bei fehlendem Rötelnschutz 

https://www.arbeitsinspektion.gv.at/Zentrale_Dokumente/Maschinen-_Werkzeuge/pruefpflichtige_arbeitsmittel_b_ua_2017.pdf
https://www.arbeitsinspektion.gv.at/Zentrale_Dokumente/Maschinen-_Werkzeuge/pruefpflichtige_arbeitsmittel_b_ua_2017.pdf
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gegeben. 

Ist eine anderweitige Verwendung nicht möglich, ist die Dienstnehmerin unter Bezugsfortzahlung bis 

zum Erreichen der Schutzfrist freizustellen (§ 3 Abs 2 der Verordnung der Landesregierung über 

den Gesundheitsschutz werdender und stillender Mütter und Jugendlicher). 

 

Schwangere Dienstnehmerinnen sind zusätzlich durch Einhaltung der gesetzlichen Beschäftigungs-

beschränkungen zu schützen. Sie dürfen während ihrer Schwangerschaft und bis zum Ablauf von 

zwölf Wochen nach der Entbindung nicht mit solchen für sie gefährlichen Arbeiten betraut werden. 

Das sind insbesondere das Heben von schweren Lasten, die Verrichtung von besonders unfallträch-

tigen Tätigkeiten und das Arbeiten mit gefährlichen Arbeitsstoffen oder Arbeitsmitteln. 

Dienstnehmerinnen dürfen während der Schwangerschaft in der Zeit zwischen 20 Uhr und 6 Uhr 

nicht beschäftigt und nur im Rahmen der vereinbarten Regelarbeitszeit eingesetzt werden (§§ 20 

Abs 9 und 48 Abs 1 Gemeindeangestelltengesetz). 

Die Dienstnehmerin ist über die oben angeführten Belange nachweislich zu informieren. 

 

Workshop Dienstnehmer:innenschutz – Schloss Hofen 

Die Vorarlberger Verwaltungsakademie „Schloss Hofen“ bietet in Zusammenarbeit mit dem Unter-

nehmen SafeSide und dem Vorarlberger Gemeindeverband eine praxisnahe Ausbildung für ange-

hende Sicherheitsvertrauenspersonen mit Fokus auf die landesgesetzlichen Vorgaben und Erfor-

dernisse des Gemeindebetriebes in Form eines mehrteiligen Workshops an.  

Der Workshop beginnt am 20. April 2022 und umfasst mehrere aufeinander abgestimmte Termine. 

Teil der Ausbildung wird eine Übungs-Gefahrenbeurteilung mit Arbeitsplatzbesichtigung und der Er-

mittlung von berufsbezogenen Gefahren sein. Auf diese Weise wird den angehenden Sicherheits-

vertrauenspersonen eine Sensibilisierung für berufsbezogene Gefahren vermittelt. 

Am Ende des Workshops erhalten die Teilnehmer:innen ein Zertifikat als geprüfte Sicherheitsver-

trauensperson. 

Der Vorarlberger Gemeindeverband empfiehlt die Teilnahme am Workshop durch angehende 

Sicherheitsvertrauenspersonen, Amtsleitungen und Gebäudeverantwortliche. 

Bei Fragen zum Thema Dienstnehmer:innenschutz steht Ihnen Mag. Christof Obwegeser (T 05572 

55450-142, christof.obwegeser@gemeindeverband.at) gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

Für den Vorarlberger Gemeindeverband  

  
Die Präsidentin  

Bürgermeisterin Dipl.-Vw. Andrea Kaufmann  

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Landesnormen/LVB40001648/LVB40001648.html
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Landesnormen/LVB40001648/LVB40001648.html
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Landesnormen/LVB40037812/LVB40037812.html
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Landesnormen/LVB40037812/LVB40037812.html
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Landesnormen/LVB40004254/LVB40004254.html
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